
 

HWS-Zielsetzung für das KAnG NRW 

Betreff: Klimaanpassungsgesetz NRW – Dauerhafte Verantwortung für bergbaubeeinflusste Lebensräume 

Sehr geehrter Herr Landrat, 

für Ihr Schreiben vom 14.07.2026 danke ich Ihnen. 

 

Ich nehme zur Kenntnis, dass der Kreis Wesel davon ausgeht, dass die kommunalen Belange im 

Gesetzgebungsverfahren zum Klimaanpassungsgesetz NRW über den Landkreistag Nordrhein-Westfalen 

eingebracht werden. 

Gerade deshalb möchte ich noch einmal auf einen Gesichtspunkt aufmerksam machen, der aus meiner Sicht im 

bisherigen Gesetzgebungsverfahren noch nicht ausreichend berücksichtigt wird. 

Die Folgen des Untertagebergbaus am linken Niederrhein sowie des Tagebaus im Rheinischen Revier stellen 

keine vorübergehenden Umweltveränderungen dar. Vielmehr sind Lebensräume entstanden, deren natürliche 

Anpassungsfähigkeit durch menschliche Eingriffe dauerhaft verändert wurde. Die daraus resultierenden 

Herausforderungen werden Kommunen und Kreise noch über Generationen hinweg begleiten. 

Aus meiner Sicht ergibt sich hieraus eine zusätzliche gesetzgeberische Aufgabe für das Klimaanpassungsgesetz 

NRW: 

Wie können Kommunen und Kreise ihrer Vorsorgeverantwortung künftig gerecht werden, wenn sie 

dauerhaft anthropogen veränderte Lebensräume an die Folgen des Klimawandels anpassen und 

zugleich die Sicherheit ihrer Bevölkerung gewährleisten müssen? 

 

Hierzu erscheinen mir wesentliche Fragen bislang nicht hinreichend geklärt. Dies betrifft insbesondere 

• die gesetzliche Zuordnung der Verantwortlichkeiten, 

• die dauerhafte Finanzierung der erforderlichen Anpassungsmaßnahmen sowie 

• die Abgrenzung der Verantwortung zwischen Verursachern, Kommunen, Kreisen und Land. 

 

Nach meiner Auffassung betrifft diese Fragestellung nicht nur den linken Niederrhein, sondern grundsätzlich 

alle bergbaubeeinflussten Regionen Nordrhein-Westfalens, in denen dauerhaft anthropogen veränderte 

Lebensräume bestehen und auch künftig besondere Anpassungs- und Vorsorgeaufgaben wahrgenommen 

werden müssen. 

Ich würde mich deshalb freuen, wenn der Kreis Wesel prüfen würde, ob dieser Leitgedanke im Rahmen seiner 

Mitwirkung über den Landkreistag Nordrhein-Westfalen in die weiteren Beratungen zum 

Klimaanpassungsgesetz NRW eingebracht werden kann. 

 

Der aus meiner Sicht zentrale Leitgedanke lautet: 

„Das Klimaanpassungsrecht muss dort besondere Vorsorge treffen, wo menschliche Eingriffe die natürliche 

Anpassungsfähigkeit eines Lebensraums dauerhaft verändert haben. Daraus müssen eindeutige gesetzliche 

Verantwortlichkeiten sowie eine dauerhaft gesicherte Finanzierung für die betroffenen Kommunen und Kreise 

folgen.“ 

Ich würde mich freuen, wenn dieser Gedanke im weiteren Gesetzgebungsverfahren Berücksichtigung finden 

könnte. 

 

Xanten, 04.08.2026. 

In Verantwortung für Mensch und Region – Ihr HWS-Team 
Hans-Peter Feldmann 
Verteiler: Verantwortliche in NRW 
 


